	


BESCHLUSS (RESOLUTIONS-) ANTRAG

des Gemeinderats Mag. Rüdiger Maresch (GRÜNE)

eingebracht in der Sitzung des Gemeinderates der Stadt Wien am 23.11.2009

zu Post 1 der heutigen Tagesordnung

betreffend Auswirkungen der Tarifpolitik des Flughafens Wien auf Wien

 B E G R Ü N D U N G

Der Flughafen Wien AG geht es aus strategischen Gründen um den Ausbau der Drehscheibenfunktion des Flughafens, weil eine massive Steigerung der Verkehrszahlen nur über Umsteigepassagiere möglich ist und nur damit die massiven getätigten und geplanten Ausbauten gerechtfertigt werden können.

Die Zunahme der Flugbewegungen am Flughafen Wien ist durch die Billigpreis- und Incentivepolitik der Flughafen Wien AG künstlich geschaffen worden.

Es gibt eine Tarifordnung, die vom Verkehrsministerium zu genehmigen ist. Zu dieser bestehen jedoch Ausnahmen, die sogenannten „Incentives“ („Anreize“). Airlines können sozusagen neben der allgemeingültigen Tarifordnung einen „Deal“ mit dem Flughafen machen und „Incentives“ eingeräumt bekommen, insbesondere

- Transfer Incentive: Rückvergütung der Flughafengebühr an Airlines von € 10,- für jeden Transferpassagier;

- Langstrecken Incentive für (besonders belastende) Maschinen über 125 Tonnen;

- günstige Regionaltarife;

- Frequenzdichte-Incentive mit Kostenvorteilen von bis zu 40 Prozent zwecks Förderung der Ost-West-Hub-Funktion;

- sonstige Individualvereinbarungen mit Airlines, um sie zu ködern.

Zusätzlich zur Tarifincentivepolitik wirbt und warb der Flughafen unter anderem über Agenturen Airlines aktiv an.

Der Transferverkehr ist jener Verkehrsanteil, welcher den Flughafen Wien nur als

Umsteigeflughafen nutzt. Zwischen 1995 und 2005 stieg der Transferanteil von 19,7 % auf 34,4 % aller Passagiere an.

Diese Politik zielt weit über die internationale Anbindung der Stadt Wien hinaus. Hier werden alle negativen Auswirkungen des Massenverkehrs gezielt angezogen: Lärm, Luftverschmutzung, Sicherheitsrisiko.

Als 20%-Eigentümer der Flughafen Wien AG darf die Stadt Wien diese Tarifpolitik des Unternehmens, welche eine Gesundheitsgefährdung der Wiener Bevölkerung darstellt, nicht mehr länger hinnehmen.

Der unterzeichnende Gemeinderat stellt daher gemäß § 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien folgenden

BESCHLUSSANTRAG:

Der Wiener Gemeinderat fordert die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke auf, in ihrer Funktion als Miteigentümervertreterin an der Flughafen Wien AG entsprechende Schritte zu einer Änderung der aktuellen Tarifpolitik zu setzen und in diesem Sinne Verhandlungen mit der Flughafen Wien AG und den weiteren Miteigentümern der Aktiengesellschaft zu beginnen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages

Wien, am 23.11.09

Flugtarife-1109RM.doc, 20/11/2009-mj , 2/2

